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Wege zur Stärkung der Mitbestimmung
im öffentlichen Dienst
– Plädoyer für den verstärkten Einsatz von Vereinbarungen zwischen
Dienstherren und den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und
Berufsverbände zur Regelung der Beamtenverhältnisse*

Prof. Dr. Monika Böhm

Nach h.M. beinhalten die gem. Art. 33 Abs. 5 GG maßgeblich
hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums ein Streik-
verbot für Beamte. Vor Gericht wird dies derzeit in einer ganzen
Reihe von Verfahren mit Unterstützung der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW) unter Hinweis auf die aktuelle
Rechtsprechung des EGMR in Frage gestellt1. Die Erfolgsaus-
sichten sind fraglich. Ebenso, ob ein etwaiger Wegfall des
Streikverbots nicht zu einem Abbau der Beamtenverhältnisse
und der stärkeren Nutzung des Angestelltenstatus durch die öf-
fentlichen Dienstherren führen würde. Von vielen würde dies als
Minderung der Attraktivität einer Beschäftigung im öffentlichen
Dienst angesehen. Nachfolgend wird aufgezeigt, dass eine Stär-
kung der Mitbestimmung durch Verhandlungselemente auch
ohne Einführung eines Streikrechts möglich ist und letztlich ein
Weg sein könnte, die Grundstrukturen des deutschen öffentli-
chen Dienstes angemessen fortzuentwickeln.

I. Einleitung

Im Verhältnis Staat-Bürger haben in den letzten zwei Jahrzehn-
ten große Umwälzungen stattgefunden.2 Als Stichwort sei etwa
die Ausweitung der Bürgerbeteiligung bei staatlichen Planun-
gen und Großprojekten genannt. Direkt demokratische Ele-
mente in Form von Volksentscheiden werden verstärkt auch für
die Ebene des Bundes gefordert. Daneben wurden den Bürge-
rinnen und Bürgern nicht nur umfassende Informationsrechte
u. a. im Umwelt- und Verbraucherschutz eingeräumt, sondern
auch immer mehr Verpflichtungen des Staates zur aktiven In-
formationsvorsorge verankert. Die Transformation vom durch
das Amtsgeheimnis bestimmten, geschlossenen Staat hin zu ei-
ner gläsernen Verwaltung unter umfassender Beteiligung der
Bürgerinnen und Bürger, ist nicht mehr aufzuhalten. Die öffent-
liche Debatte wird dabei beherrscht von Begriffen wie Transpa-
renz, Akzeptanz und Legitimation. Auch wenn man sich im öf-
fentlichen Diskurs zuweilen eine kritischere Hinterfragung der
Entwicklung wünschen würde, wird die stärkere Öffnung des
Staates vom Grundsatz her doch nicht in Frage gestellt.

In gewisser Weise archaisch mutet es vor diesem Hintergrund
an, dass Beamtinnen und Beamte und damit gerade die Perso-
nengruppe, die die geforderten Beteiligungs- und Informations-
rechte der Bürgerinnen und Bürger umzusetzen hat, auch wei-
terhin bei der Ausgestaltung ihrer Dienstverhältnisse in vielen
Bereichen außen vor bleiben. Vorherrschend ist noch immer die
einseitige staatliche Rechtsetzung und dies, obwohl es eine
ganze Reihe erfolgreicher Beispiele einer stärkeren Beteiligung
gibt.

Nachfolgend wird zunächst der verfassungsrechtliche Rahmen
der Mitbestimmung im öffentlichen Dienst dargestellt. Im An-
schluss daran wird am Beispiel der Mitbestimmung bei ressort-
übergreifenden Angelegenheiten aufgezeigt, wie durch den
Einsatz von Verhandlungselementen die Mitbestimmung im öf-

fentlichen Dienst zum Vorteil aller Beteiligten gestärkt werden
kann. Am Ende steht ein kurzer Ausblick.

II. Verfassungsrechtlicher Rahmen der Mit-
bestimmung im öffentlichen Dienst

1. Beteiligung von Gewerkschaften und
Berufsverbänden

Das Recht, sich zu Koalitionen zusammenzuschließen, wird
durch Art. 9 Abs. 3 GG jedermann gewährleistet. Davon um-
fasst ist auch das Recht auf eine koalitionsspezifische Betäti-
gung zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschafts-
bedingungen, insbesondere der Abschluss von Tarifverträgen
sowie die Durchführung von Arbeitskampfmaßnahmen. Art. 9
Abs. 3 GG gilt grundsätzlich auch für den öffentlichen Dienst.3

Durch Art. 33 Abs. 5 GG werden nach der Rechtsprechung des
BVerfG und der herrschenden Meinung in der Literatur der Ko-
alitionsbetätigung und den Beteiligungsrechten der Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes jedoch Grenzen gesetzt.4 Insbe-
sondere ein Streikrecht soll ihnen nicht zustehen.5 Dies wird in
jüngerer Zeit unter Hinweis auf die Rechtsprechung des EGMR
in Frage gestellt.6 Auch der Ausschluss von Tarifverträgen für
Beamte wird kritisiert.7 Obwohl das Grundgesetz im Jahr 2006
dahingehend geändert wurde, dass Art. 33 Abs. 5 GG nunmehr
nicht nur die Regelung, sondern auch die Fortentwicklung des

*) Der Beitrag beruht auf einer Studie über die „Mitbestimmung von
Personalvertretungen im Bund bei ressortübergreifenden Angelegen-
heiten bei Beschäftigten des öffentlichen Dienstes“, die die Verf.
im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung erstellt hat, abrufbar unter
http://www.boeckler.de/pdf/p_arbp_220.pdf (zuletzt besucht am
5.12.2012).
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